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Satzung  
 

Förderverein der jugend-technik-schule Landkreis Freudenstadt e.V. 
 

 

 

 

§ 1  Name, Sitz und Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen „Förderverein jugend-technik-schule Landkreis Freudenstadt e.V.“. Er 

ist in das Vereinsregister des Amtsgerichts Freudenstadt einzutragen und erhält nach der Eintra-

gung den Zusatz „e.V.“. 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Freudenstadt. 

3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.   

 

§ 2  Zweck und Aufgaben des Vereins 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung der Erziehung und Bildung von Kindern und Jugendlichen, 

durch die ideelle und finanzielle Förderung der jugend-technik-schule des Landkreises Freuden-

stadt. Die technische Bildung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen soll gefördert und tech-

nisch interessierter Nachwuchs besonders betreut werden.  

2. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch Beschaffung von Mitteln durch Beiträge, 

Spenden, sowie durch Veranstaltungen, die der ideellen Werbung für den geförderten Zweck die-

nen.  

3. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

4. Mittel des Vereins dürfen nur für den satzungsgemäßen Zweck verwendet werden. Die Mitglieder 

erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwen-

dungen aus Mitteln des Vereins. Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung des Ver-

eins für ihre Mitgliedschaft keinerlei Entschädigung. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den 

Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt wer-

den. Die Vereinsämter sind Ehrenämter. 

5. Mögliche finanzielle Zuschüsse von Dritten (Fördermittel) werden direkt von dem Verein an den 

Landkreis Freudenstatt weitergeleitet. Der Landkreis Freudenstadt wird diese Zuschüsse für die ju-

gend-technik-schule verwenden. 
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§ 3  Steuerbegünstigung (Gemeinnützigkeit) 

Der Verein verfolgt ausschließlich gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegüns-

tigte Zwecke“ der Abgabenordnung (§ 51 ff AO). Er ist ein Förderverein i.S. von § 58 Nr. 1 AO, der 

seine Mittel ausschließlich zur Förderung des in § 2 Abs. 1 der Satzung genannten steuerbegünstig-

ten Zwecks der in § 1 Abs. 1 genannten Körperschaft des öffentlichen Rechts verwendet.  

 

§ 4  Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Mitglied kann auf schriftlichen Antrag jede volljährige natürliche Person oder jede juristische Person 

werden.  

2. Der schriftliche Antrag auf Aufnahme ist an den Vorstand zu richten. Der Vorstand entscheidet über 

die Aufnahme des Mitgliedes. Mit der Aufnahme erkennt das Mitglied die Satzung des Förderver-

eins an.  

 

§ 5  Rechte und Pflichten der Mitglieder 

1. Alle Mitglieder haben Stimmrecht in der Mitgliederversammlung 

2. Alle Mitglieder haben das Recht gegenüber dem Vorstand und der Mitgliederversammlung Anträge 

zu stellen.  

3. Alle Mitglieder sind verpflichtet den Verein und den Vereinszweck – auch in der Öffentlichkeit – in 

ordnungsgemäßer Weise zu unterstützen.  

 

§ 6  Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Streichung der Mitgliedschaft. Mit Be-

endigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedschaftsverhältnis.  

2. Der Austritt ist dem Vorstand schriftlich zu erklären. Der Austritt ist unter Einhaltung einer Frist von 

einem Monat zum Schluss eines Geschäftsjahres zulässig.  

3. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn sein Verhalten in grober Weise 

gegen die Satzung oder die Interessen des Vereins verstößt. Über den Ausschluss entscheidet auf 

Antrag des Vorstandes die Mitgliederversammlung mit Dreiviertelmehrheit der abgegeben gültigen 

Stimmen. Vor dem Beschluss über den Ausschluss ist dem Betroffenen Gelegenheit zu geben, sich 

mündlich oder schriftlich zu äußern; hierzu ist das Mitglied unter Einhaltung einer Mindestfrist von 

zwei Wochen schriftlich aufzufordern. Der Beschluss des Ausschlusses ist dem Betroffenen durch 

den Vorstand bekannt zu geben. 

4. Eine Streichung der Mitgliedschaft ist zulässig, wenn das Mitglied trotz zweimaliger schriftlicher 

Mahnung durch den Vorstand mit der Zahlung der Beiträge im Rückstand ist. Die Streichung kann 

durch den Vorstand erst beschlossen werden, wenn seit Absendung des zweiten Mahnschreibens, 

das den Hinweise auf die bevorstehende Streichung zu enthalten hat, drei Monate vergangen sind. 
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§ 7  Beiträge 

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Beitrages sowie dessen Fälligkeit 

werden von der Mitgliederversammlung bestimmt.  

 

§ 8 Organe 

 Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

 

§ 9  Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus dem ersten und zweiten Vorsitzenden, dem Kassierer, dem Schriftführer 

sowie gegebenenfalls bis zu drei Beisitzern. Es können zusätzliche Gremien zur Erfüllung der Auf-

gaben gebildet werden.   

2. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich vom ersten und zweiten Vorsitzenden vertreten. 

Jeder ist allein vertretungsberechtigt.  

3. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Er bleibt 

bis zur satzungsgemäßen Neuwahl im Amt. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder. Wiederwahl eines 

Vorstandsmitgliedes ist zulässig. Verschiedene Vorstandsämter können nicht in einer Person verei-

nigt werden. 

4. Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Ihm obliegt die Verwaltung des Vereins-

vermögens und die Ausführung der Vereinsbeschlüsse. 

5. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 

Stimme des ersten Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit die Stimme des zweiten Vorsitzenden.   

 

§ 10  Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung findet in der Regel einmal jährlich statt. 

2. Mitgliederversammlungen sind vom Vorstand mindestens zwei Wochen vor dem Versammlungs-

termin schriftlich einzuberufen. Mit dem Einberufen ist gleichzeitig die Tagesordnung mitzuteilen. 

3. Anträge von Mitgliedern müssen mindestens drei Tage vor der Versammlung beim Vorstand schrift-

lich eingehen.  

4. Die Mitgliederversammlung wird vom ersten Vorsitzenden, bei Verhinderung vom zweiten Vorsit-

zenden geleitet. Ist keines dieser Vorstandsmitglieder anwesend, so bestimmt die Versammlung ei-

ne andere Leitung. 

5. Die Mitgliederversammlung beschließt über die Beiträge, die Entlastung des Vorstandes, die Wahl 

des Vorstandes und über Satzungsänderungen. 

6. Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen und ist dazu 

verpflichtet, wenn mindestens ein Viertel der Mitglieder dies schriftlich und unter Angabe des 

Zwecks und der Gründe verlangen.  
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§ 11  Beschlussfassung der Mitgliederversammlung  

1. Die Beschlüsse werden, sofern in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, mit einfacher Mehr-

heit der anwesenden Mitglieder gefasst, Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 

Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Die Vertretung in der Stimmenabgabe ist nicht 

zulässig.  

2. Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder 

beschlossen werden, wenn entsprechende schriftliche Anträge vier Wochen vor der Mitgliederver-

sammlung beim ersten Vorsitzenden des Vereins eingegangen und in der Einladung mitgeteilt wor-

den sind. 

3. Die Art der Abstimmung wird durch den Versammlungsleiter festgelegt. Eine schriftliche Abstim-

mung hat jedoch zu erfolgen, wenn ein Drittel der erschienenen Mitglieder dies beantragt. Auch bei 

Wahlen muss eine schriftliche Abstimmung erfolgen, wenn ein Drittel der anwesenden Mitglieder 

dies verlangt. 

4. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Versamm-

lungsleiter und dem Schriftführer zu unterschreiben ist.  

 

§ 12  Ernennung von Ehrenmitgliedern 

Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, können auf Vorschlag des 

Vorstandes zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Die Ernennung zu Ehrenmitgliedern erfolgt auf 

Lebenszeit, sie bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder. 

 

§ 13  Kassenprüfung 

1. Die Mitgliederversammlung wählt auf die Dauer von zwei Jahren zwei Personen zur Kassenprü-

fung. Diese dürfen nicht Mitglieder des Vorstandes sein. Eine Wiederwahl ist zulässig. 

2. Die Kassenprüfer/innen haben die Kasse des Vereins einschließlich der Bücher und Belege min-

destens einmal im Geschäftsjahr sachlich und rechnerisch zu prüfen und dem Vorstand jeweils 

schriftlich Bericht zu erstatten. Die Kassenprüfer/ innen erstatten der Mitgliederversammlung einen 

Prüfungsbericht und beantragen bei ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die Entlas-

tung des Vorstandes. 

 

§ 14 Auflösung des Vereins 

1. Der Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aufgelöst werden, soweit diese Mit-

gliederversammlung eigens zu diesem Zweck einberufen worden ist.  

2. Zur Auflösung des Vereins müssen mindestens zwei Drittel der Mitglieder erscheinen. Es ist eine 

Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.  



 - 5 - 

3. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des 

Vereins an den Landkreis Freudenstadt, der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, 

mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat.  

4. Sofern bei einem Auflösungsbeschluss keine besonderen Liquidatoren bestellt werden, sind der 

erste und zweite Vorsitzende die einzeln vertretungsberechtigten Liquidatoren.  

 

§ 15 Inkrafttreten 

Die Satzung ist in der vorliegenden Form am 7. März 2013 von der Mitgliederversammlung be-

schlossen worden und tritt nach Eintragung in das Vereinsregister in Kraft.  

 

 

 

 


